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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 
und anderer Gesetze 


A. Problem und Ziel 

Die gesellschaftlichen, politischen und wirtschaftlichen Entwicklungen - ins- 
besondere im Rahmen der Entwicklung des EU-Binnenmarktes seit dem Jahr 
1993 und der Beitritte neuer Mitgliedstaaten - haben in der Zollverwaltung zu 
einer Veränderung der Aufgabenschwerpunkte geführt. Dies gilt vor allem für 
die Aufgaben im Bereich der Steueraufsicht und der Sicherang der Sozial- 
systeme. Die dynamische Aufgabenentwicklung geht einher mit einer ständi- 
gen Verknappung der einsetzbaren Ressourcen. Daraus folgt die Notwendig- 
keit, Prozesse und Strukturen kontinuierlich anzupassen und fortzuentwickeln. 
Ziel ist, durch eine wirksam aufeinander abgestimmte Aufgabenwahrnehmung 
die Sicherung der Staatseinnahmen und der Sozialsysteme sowie die Sicherheit 
für Staat und Bürger und Bürgerinnen als wesentliche Aufgaben der Zollver- 
waltung zu gewährleisten. 

Die Strakturentwicklung Zoll wurde im Jahr 2000 begonnen und mit dem Pro- 
jekt „Fortschreibung der Strakturentwicklung Zoll“ im April 2005 fortgeführt. 
Wesentliche Ziele des Projekts sind, die Eigenverantwortung der Beschäftigten 
zu stärken, die Arbeitsergebnisse zu verbessern, den Ressourceneinsatz wirt- 
schaftlicher zu gestalten und die Verwaltungsabläufe zu beschleunigen. 

Nach den Ergebnissen des Grobkonzepts zum Projekt „Fortschreibung der 
Strakturentwicklung Zoll“ (Oktober 2006) sollen unter anderem 

• auf der Ortsebene die operativen Aufgaben konzentriert und die Sachgebiete 
der Hauptzollämter neu strukturiert werden und 

• auf der Mittelebene die Oberfinanzdirektionen Cottbus, Hamburg, Köln und 
Nürnberg mit ihren Zoll- und Verbrauchsteuerabteilungen und der Abteilung 
Finanzkontrolle Schwarzarbeit sowie die Zoll- und Verbrauchsteuerabtei- 
lungen bei den Oberfinanzdirektionen Chemnitz, Hannover, Karlsruhe und 
Koblenz aufgelöst werden; zugleich werden Bundesfinanzdirektionen mit 
den Abteilungen „Zentrale Facheinheit“ und „Rechts- und Fachaufsicht“ 
errichtet. 

Durch die Konzentration der operativen Aufgaben auf der Ortsebene und die 
Bündelung bestimmter Fachaufgaben auf der Mittelebene sollen die Wirtschaft- 
lichkeit und Effektivität der Zollverwaltung verbessert werden. Gleichzeitig 
wird der Veränderung der Aufgabenschwerpunkte in der Zollverwaltung Rech- 
nung getragen. 
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B. Lösung 

Annahme dieses Gesetzentwurfs, der die notwendigen Änderungen im Finanz- 
verwaltungsgesetz und in weiteren Gesetzen enthält. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Flaushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Dieser Gesetzentwurf ist Teil der Umsetzung des Grobkonzeptes zum Projekt 
„Fortschreibung der Strukturentwicklung Zoll“. Die geplanten Maßnahmen 
ermöglichen eine Optimierung der Arbeitsprozesse. Bei der Umsetzung ist zu- 
nächst mit weiteren Kosten bei den Flauptzoll- und Zollfahndungsämtern zu 
rechnen. Die Straffung der Mittelebene und die weitgehende Integration von 
Sonderstrukturen in die Abteilungen „Zentrale Facheinheit“ der Bundesfinanz- 
direktionen und in die Ortsbehörden führen jedoch zu einer Reduzierung der 
Kosten bei den Bundesfinanzdirektionen. Daher wird insgesamt mittel- bis lang- 
fristig mit Kosteneinsparungen gerechnet. 

Durch die Einrichtung der Bundesfinanzdirektionen ergibt sich insbesondere 
kein Mehrbedarf an Planstellen/Stellen. Die Straffung der Mittelebene und die 
gleichzeitige Abschichtung von operativen Aufgaben auf die Ortsebene führen 
zu einer Personalumschichtung. 

2. Vollzugsaufwand 

Ein möglicher zusätzlicher Verwaltungsaufwand wird lediglich vorübergehen- 
der Natur sein; zusätzliches Personal wird hierfür nicht benötigt. Auf die zu 
erwartenden Einsparungen wurde bereits hingewiesen. 

E. Sonstige Kosten 

Keine 

F. Bürokratiekosten 

Das Gesetz verursacht keine Bürokratiekosten. Durch die Konzentration opera- 
tiver Aufgaben auf der Ortsebene wird der Verwaltungsvollzug bürgemäher und 
bürgerfreundlicher. 
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Bundesrepublik Deutschland 


Berlin 


Oktober 2007 


die Bundeskanzlerin 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Finanzverwaltungs- 
gesetzes und anderer Gesetze 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Abs. 1 NKRG 
ist als Anlage 2 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 836. Sitzung am 21. September 2007 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 3 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 
wird nachgereicht. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Finanzverwaitungsgesetzes 
und anderer Gesetze 

Vom ... 


Der Bundestag hat mit der Mehrheit seiner Mitglieder 
und mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


4. § 7 wird wie folgt gefasst: 


. ”§ 7 

Bezirk und Sitz 


Artikel 

1 

Artikel 

2 

Artikel 

3 

Artikel 

4 

Artikel 

5 

Artikel 

6 

Artikel 

7 

Artikel 

8 

Artikel 

9 

Artikel 

10 

Artikel 11 


Artikel 12 
Artikel 13 


Inhaltsübersicht 

Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 
Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 
Änderung des Bundespolizeigesetzes 
Änderung des Zollfahndungsdienstgesetzes 
Änderung der Abgabenordnung 
Änderung des EG-Beitreibungsgesetzes 

Änderung des Gesetzes über das Branntwein- 
monopol 

Änderung des Zollverwaltungsgesetzes 

Änderung der Bundeshaushaltsordnung 

Änderung des Außenwirtschaftsgesetzes 

Änderung des Gesetzes zur Durchführung der 
Gemeinsamen Marktorganisationen und der 
D irektzahlungen 

Anpassung sonstigen Bundesrechts 
Inkrafttreten 


Artikel 1 

Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 

Das Finanzverwaltungsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 4. April 2006 (BGBl. I S. 846, 1202), 
zuletzt geändert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 13. De- 
zember 2006 (BGBl. I S. 2878), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) ln Nummer 3 wird das Wort „Oberfinanzdirektionen“ 
durch das Wort „Bundesfinanzdirektionen“ ersetzt. 

b) ln Nummer 4 werden das Komma und das sich an- 
schließende Wort „Zollkommissariate“ gestrichen. 

2. § 2a Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Wird auf Mittelbehörden verzichtet, gehen die den 
Bundesfinanzdirektionen und die den Präsidenten oder 
Präsidentinnen der Bundesfinanzdirektionen zugewie- 
senen Aufgaben der Bundesfinanzverwaltung auf die 
oberste Behörde nach § 1 Nr. 1 und die den Oberfinanz- 
direktionen zugewiesenen Aufgaben der Landesfinanz- 
verwaltung auf die oberste Behörde nach § 2 Abs. 1 
Nr. 1 über.“ 

3. In § 6 Abs. 3 wird die Angabe „§ 9 Abs. 3 Satz 2“ durch 
die Angabe „§ 9a Satz 3“ ersetzt. 


(1) Das Bundesministerium der Finanzen bestimmt 
den Bezirk (Bundesfinanzbezirk) und Sitz der Bundes- 
finanzdirektionen sowie den Sitz des Zollkriminalamts. 

(2) Die obersten Landesbehörden bestimmen den Be- 
zirk (Oberfinanzbezirk) und Sitz der Oberfinanzdirek- 
tion, die ihnen jeweils untersteht.“ 

5. § 8 wird wie folgt gefasst: 

„§8 

Aufgaben und Gliederung 
der Bundesfinanzdirektionen 

(1) Die Bundesfinanzdirektionen leiten jeweils in 
ihrem Bezirk die Finanzverwaltung des Bundes mit Aus- 
nahme des Zollfahndungsdienstes. Einer Bundesfinanz- 
direktion kann auch die Leitung für mehrere Bundes- 
finanzbezirke übertragen werden. Die Bundesfinanzdi- 
rektionen können weitere Aufgaben erledigen. § 1 Abs. 2 
des Zollfahndungsdienstgesetzes bleibt unberührt. 

(2) Die Bundesfinanzdirektionen gliedern sich in eine 
Abteilung „Zentrale Facheinheit“ und eine Abteilung 
„Rechts- und Fachaufsicht“. Andere Abteilungen und 
Organisationseinheiten können eingerichtet werden. 

(3) Die Bundesfinanzdirektionen leiten die Durchfüh- 
rung der Aufgaben, für deren Erledigung die Hauptzoll- 
ämter zuständig sind. Das Bundesministerium der Finan- 
zen kann den Bundesfinanzdirektionen Aufgaben zur 
bundesweiten Bearbeitung zuweisen. Insoweit sind die 
Bundesfinanzdirektionen befugt, den anderen Mittelbe- 
hörden der Bundesfinanzverwaltung fachliche Weisun- 
gen zu erteilen. Außerdem erledigt die Bundesfinanz- 
direktion die ihr sonst übertragenen Aufgaben. 

(4) Durch Rechtsverordnung können Aufgaben einer 
Bundesfinanzdirektion für den ganzen Bezirk oder einen 
Teil davon auf andere Bundesfinanzdirektionen übertra- 
gen werden, wenn dadurch der Vollzug der Aufgaben 
verbessert oder erleichtert wird. Die Rechtsverordnung 
erlässt das Bundesministerium der Finanzen. Sie bedarf 
nicht der Zustimmung des Bundesrates. 

(5) Durch Verwaltungsvereinbarung mit dem jewei- 
ligen Land kann der Bund die Leitung und Erledigung 
seiner Bauaufgaben im Wege der Organleihe Landes- 
behörden sowie Landesbetrieben, Sondervermögen des 
Landes und landesunmittelbaren juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts übertragen. Die Verwaltungsver- 
einbarung muss vorsehen, dass die Landesbehörden die 
Anordnungen des fachlich zuständigen Bundesministe- 
riums zu befolgen haben.“ 
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6. Nach § 8 wird folgender § 8a eingefügt: 

»§ 8a 

Aufgaben und Gliederung der Oberfinanzdirektionen 

(1) Die Oberfinanzdirektionen leiten die Finanzver- 
waltung des jeweiligen Landes in ihrem Bezirk. Einer 
Oberfinanzdirektion kann auch die Leitung der Finanz- 
verwaltung eines Landes für mehrere Oberfinanzbezirke 
übertragen werden. Die Oberfinanzdirektionen können 
weitere Aufgaben erledigen. 

(2) Die Oberfinanzdirektionen können sich in eine 
Besitz- und Verkehrsteuerabteilung und eine Landes- 
bauabteilung oder Landesvermögens- und Bauabteilung 
gliedern. Außerdem können weitere Landesabteilungen 
oder andere Organisationseinheiten des Landes einge- 
richtet werden. 

(3) Durch Rechtsverordnung können Aufgaben einer 
Oberfinanzdirektion für den ganzen Bezirk oder einen 
Teil davon auf andere Oberfinanzdirektionen übertragen 
werden, wenn dadurch der Vollzug der Aufgaben ver- 
bessert oder erleichtert wird. Die Rechtsverordnung er- 
lässt die zuständige Landesregierung. Die Landesregie- 
rung kann die Ermächtigung auf die für die Finanzver- 
waltung zuständige oberste Landesbehörde übertragen. 

(4) Die Besitz- und Verkehrsteuerabteilung leitet die 
Durchführung der Aufgaben, für deren Erledigung die 
Finanzämter zuständig sind. Außerdem erledigt sie die 
ihr sonst übertragenen Aufgaben.“ 

7. § 9 wird wie folgt gefasst: 

„§9 

Leitung der Bundesfinanzdirektionen 

Der Präsident oder die Präsidentin der jeweiligen 
Bundesfinanzdirektion leitet die Bundesfinanzdirektion. 
Ihm oder ihr kann auch die Leitung einer Abteilung 
übertragen werden. Er oder sie wird auf Vorschlag des 
Bundesministeriums der Finanzen im Benehmen mit der 
zuständigen Landesregierung ernannt und entlassen.“ 

8. Nach § 9 wird folgender § 9a eingefügt: 

„§ 9a 

Leitung der Oberfinanzdirektionen 

Der Oberfinanzpräsident oder die Oberfinanzpräsi- 
dentin leitet die jeweilige Oberfinanzdirektion. Ihm oder 
ihr kann auch die Leitung einer Abteilung übertragen 
werden. Er oder sie wird auf Vorschlag der für die Fi- 
nanzverwaltung zuständigen obersten Landesbehörde im 
Einvernehmen mit der Bundesregierung durch die zu- 
ständige Stelle des Landes ernannt und entlassen.“ 

9. § 10 wird wie folgt gefasst: 

„§ io 

Bundeskassen 

Werden oder sind bei einer Bundesfinanzdirektion eine 
oder mehrere Bundeskassen errichtet, so kann eine 
Bundeskasse Kassengeschäfte für mehrere Bundes- 
finanzbezirke oder für Teile davon wahmehmen. Die Bun- 
deskassen unterstehen unmittelbar dem Präsidenten oder 
der Präsidentin der zuständigen Bundesfinanzdirektion.“ 


10. Nach § 10 wird folgender § 10a eingefügt: 

„§ 10a 

Landeskassen 

Werden oder sind bei einer Oberfinanzdirektion eine 
oder mehrere Landeskassen errichtet, so kann eine 
Landeskasse Kassengeschäfte für mehrere Oberfi- 
nanzbezirke oder für Teile davon wahmehmen. Die 
Landeskassen können unmittelbar dem zuständigen 
Oberfinanzpräsidenten oder der zuständigen Ober- 
finanzpräsidentin unterstellt werden.“ 

11. § 11 wird aufgehoben. 

12. In § 12 Abs. 2 werden nach dem Wort „Grenzaufsicht“ 
ein Komma und die Wörter „für die Bekämpfung der 
Schwarzarbeit und der illegalen Beschäftigung“ einge- 
fügt. 

1 3 . Abschnitt VI wird wie folgt gefasst: 

„Abschnitt VI 

Übergangsregelungen aus Anlass 
des Zweiten Gesetzes 

zur Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 
und anderer Gesetze 
vom . . . 2007 

[einsetzen: Ausfertigungsdatum 
des vorliegenden Änderungsgesetzes] 

Unterabschnitt 1 
Dienstrechtliche Regelungen 

§22 

Dienstrechtliche Folgen und Regelung 
der Versorgungslasten 

( 1 ) Für die am 3 1 . Dezember 2007 vorhandenen Ober- 
finanzpräsidenten und Oberfinanzpräsidentinnen der 
Oberfinanzdirektionen Chemnitz, Hannover, Karlsrahe 
und Koblenz endet das Beamtenverhältnis zur Bundes- 
republik Deutschland mit Ablauf dieses Tages. § 107b 
des Beamtenversorgungsgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 16. März 1999 (BGBl. I S. 322, 
847, 2033), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
19. Juli 2006 (BGBl. 1 S. 1652) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung gilt entsprechend mit der 
Maßgabe, dass der in § 107b Abs. 1 des Beamtenversor- 
gungsgesetzes genannte Dienstherrenwechsel sowie der 
dort genannte Zeitraum von mindestens fünf Jahren 
unberücksichtigt bleiben und dass abgeleistete rahe- 
gehaltfähige Dienstzeiten, in denen die Oberfinanzprä- 
sidenten oder Oberfinanzpräsidentinnen sowohl beim 
Bund als auch beim Land beamtet waren, vom Bund und 
vom Land je zur Hälfte getragen werden. Für die Zeit ab 
1. Januar 2008 trägt das jeweilige Bundesland, dem die 
genannte Oberfinanzdirektion untersteht, die vollen Ver- 
sorgungslasten. 

(2) Für die übrigen Oberfinanzpräsidenten und 
Oberfinanzpräsidentinnen gilt Absatz 1 Satz 2 entspre- 
chend. 
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Unterabschnitt II 
Überleitung von Beschäftigten 
und Übergangsregelungen 

§ 23 

Überleitung von Verwaltungsangehörigen 
des Bundes bei den Oberfinanzdirektionen 

(1) Aufgrund der mit Inkrafttreten des Zweiten Geset- 
zes zur Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes und 
anderer Gesetze vom . . . 2007 [einsetzen: Ausferti- 
gungsdatum des vorliegenden Änderungsgesetzes] voll- 
zogenen Auflösung der Bundesabteilungen bei den 
Oberfinanzdirektionen Chemnitz, Cottbus, Hannover, 
Hamburg, Karlsruhe, Koblenz, Köln und Nürnberg sind 
die Beamtinnen und Beamten sowie die Arbeitnehme- 
rinnen und Arbeitnehmer bei diesen Oberfinanzdirekti- 
onen, die zum 3 1 . Dezember 2007 mit der Wahrnehmung 
von Bundesaufgaben nach § 8 Abs. 1 betraut sind, mit 
Wirkung vom 1 . Januar 2008 unmittelbare Beschäftigte 
des Bundes bei den Bundesfinanzdirektionen und zwar 

1. die Beschäftigten des Bundes bei der Oberfinanz- 
direktion Hamburg bei der Bundesfmanzdirektion 
Nord, 

2. die Beschäftigten des Bundes bei den Oberfinanz- 
direktionen Chemnitz, Cottbus und Hannover bei 
der Bundesfinanzdirektion Mitte, 

3. die Beschäftigten des Bundes bei der Oberfinanz- 
direktion Köln bei der Bundesfmanzdirektion West, 

4. die Beschäftigten des Bundes bei den Oberfinanz- 
direktionen Karlsruhe und Koblenz bei der Bundes- 
fmanzdirektion Südwest und 

5. die Beschäftigten des Bundes bei der Oberfinanz- 
direktion Nürnberg bei der Bundesfmanzdirektion 
Südost. 

Satz 1 gilt für die Auszubildenden des Bundes bei den 
Oberfinanzdirektionen entsprechend. § 22 Abs. 1 Satz 1 
bleibt unberührt. 

(2) Die ersten Amtsinhaber oder Amtsinhaberinnen 
im Sinne des Artikels 2 Nr. 5 Buchstabe d des Gesetzes 
vom ... (BGBl. IS. ... [einsetzen: Ausfertigungsdatum 
und Seitenzahl der Verkündung des vorliegenden Ände- 
rungsgesetzes]) erhalten nach einer Überleitung nach 
Absatz 1 Satz 1 ihre Bezüge weiterhin aus der Besol- 
dungsgruppe B 7, sofern sie am 3 1 . Dezember 2007 ein 
entsprechendes Amt innehatten. 

§24 

Übergangsregelung 

Personalvertretung 

(1) Spätestens bis zum 31. Mai 2008 finden bei den 
neu eingerichteten Bundesfinanzdirektionen die Wahlen 
zu den Personalvertretungen statt. Bis zur Neuwahl 
werden die Personalratsaufgaben durch Übergangsper- 
sonalräte bei den Bundesfinanzdirektionen wahrgenom- 
men. Die bisherigen Vorsitzenden der Personalräte oder 
der Stufenvertretungen bei den Oberfinanzdirektionen 
Chemnitz, Cottbus, Hannover, Hamburg, Karlsruhe, 
Koblenz, Köln und Nürnberg berufen die Mitglieder un- 
ter Übersendung der Tagesordnung zur ersten Sitzung 
ein und leiten diese. Die Übergangspersonalräte bestel- 


len aus ihrer Mitte unverzüglich eine Wahlleiterin oder 
einen Wahlleiter für die Wahl des Vorstands sowie einen 
Wahlvorstand für die erstmaligen Wahlen nach Satz 1 . 

(2) Die Übergangspersonalräte für den Aufgabenbe- 
reich der örtlichen Personalräte der Bundesfinanzdirek- 
tionen setzen sich wie folgt zusammen: 

1 . für die Bundesfmanzdirektion Nord aus den bisheri- 
gen Mitgliedern des örtlichen Personalrats der Ober- 
finanzdirektion Hamburg, 

2. für die Bundesfmanzdirektion Mitte aus den bisheri- 
gen Mitgliedern der örtlichen Personalräte der Ober- 
finanzdirektion Cottbus sowie der Zoll- und Ver- 
brauchsteuerabteilungen der Oberfinanzdirektionen 
Hannover und Chemnitz, 

3. für die Bundesfmanzdirektion West aus den bisheri- 
gen Mitgliedern des örtlichen Personalrats der Ober- 
finanzdirektion Köln, 

4. für die Bundesfmanzdirektion Südwest aus den bis- 
herigen Mitgliedern der örtlichen Personalräte der 
Zoll- und Verbrauchsteuerabteilungen der Ober- 
finanzdirektionen Karlsruhe und Koblenz, 

5. für die Bundesfmanzdirektion Südost aus den bis- 
herigen Mitgliedern des örtlichen Personalrats der 
Oberfinanzdirektion Nürnberg. 

(3) Die Übergangspersonalräte für den Aufgabenbe- 
reich der Bezirkspersonalräte (Bund) setzen sich wie 
folgt zusammen: 

1 . für die Bundesfmanzdirektion Nord aus den bisheri- 
gen Mitgliedern des Bezirkspersonalrats der Ober- 
finanzdirektion Hamburg, 

2. für die Bundesfmanzdirektion Mitte aus den bishe- 
rigen Mitgliedern der Bezirkspersonalräte der Ober- 
finanzdirektion Cottbus sowie der Zoll- und Ver- 
brauchsteuerabteilungen der Oberfinanzdirektionen 
Hannover und Chemnitz, 

3. für die Bundesfmanzdirektion West aus den bisheri- 
gen Mitgliedern des Bezirkspersonalrats der Ober- 
finanzdirektion Köln, 

4. für die Bundesfmanzdirektion Südwest aus den 
bisherigen Mitgliedern der Bezirkspersonalräte der 
Zoll- und Verbrauchsteuerabteilungen der Ober- 
finanzdirektionen Karlsruhe und Koblenz, 

5. für die Bundesfmanzdirektion Südost aus den bishe- 
rigen Mitgliedern des Bezirkspersonalrats der Ober- 
finanzdirektion Nürnberg. 

Soweit Belange von Hauptzollämtem berührt sind, de- 
ren örtliche Personalräte nach Satz 1 dem Übergangs- 
personalrat einer anderen Bundesfmanzdirektion zuge- 
ordnet sind als derjenigen, der sie nach Neuzuschnitt 
der Bezirke der Bundesfinanzdirektionen an sich ange- 
hören würden, ist ein Vertreter oder eine Vertreterin der 
betroffenen örtlichen Personalräte Mitglied der in ihrem 
Bezirk zuständigen Übergangspersonalräte. 

(4) Die am 3 1 . Dezember 2007 bestehenden Dienst- 
vereinbarungen gelten bis zu einer Neuregelung fort, 
längstens aber für die Dauer von 1 8 Monaten. 
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§25 

Übergangsregelung 

Schwerbehindertenvertretung 

(1) Die erstmaligen Wahlen zur Schwerbehinderten- 
vertretung nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch 
finden in den neu errichteten Bundesfinanzdirektionen 
spätestens bis zum 30. Juni 2008 statt. Bis die Schwer- 
behindertenvertreUmgen ihre Tätigkeit aufnehmen, wer- 
den ihre Aufgaben von Übergangsschwerbehinderten- 
vertretungen wahrgenommen. Die Vertrauenspersonen 
der jeweiligen Übergangsschwerbehindertenvertretung 
bestellen unverzüglich den Wahlvorstand für die erstma- 
ligen Wahlen nach Satz 1 . 

(2) Die Übergangsschwerbehindertenvertretungen 
für den Aufgabenbereich der Schwerbehindertenver- 
tretungen der Bundesfinanzdirektionen setzen sich wie 
folgt zusammen: 

1 . für die Bundesfinanzdirektion Nord aus der bisheri- 
gen Vertrauensperson und deren stellvertretenden 
Mitgliedern der Oberfinanzdirektion Hamburg, 

2. für die Bundesfinanzdirektion Mitte aus den bisheri- 
gen Vertrauenspersonen und deren stellvertretenden 
Mitgliedern der Oberfinanzdirektion Cottbus sowie 
der Zoll- und Verbrauchsteuerabteilungen der Ober- 
finanzdirektionen Hannover und Chemnitz, 

3. für die Bundesfinanzdirektion West aus der bisheri- 
gen Vertrauensperson und deren stellvertretenden 
Mitgliedern der Oberfinanzdirektion Köln, 

4. für die Bundesfinanzdirektion Südwest aus den bis- 
herigen Vertrauenspersonen und deren stellvertre- 
tenden Mitgliedern der Zoll- und Verbrauchsteuer- 
abteilungen der Oberfinanzdirektionen Karlsruhe 
und Koblenz, 

5. für die Bundesfinanzdirektion Südost aus der bishe- 
rigen Vertrauensperson und deren stellvertretenden 
Mitgliedern der Oberfinanzdirektion Nürnberg. 

(3) Die Übergangsschwerbehindertenvertretungen 
für den Aufgabenbereich der Bezirksschwerbehinder- 
tenvertretung setzen sich wie folgt zusammen: 

1 . für die Bundesfinanzdirektion Nord aus den bisheri- 
gen Mitgliedern der Bezirksschwerbehindertenver- 
tretung der Oberfinanzdirektion Hamburg, 

2. für die Bundesfinanzdirektion Mitte aus den bisheri- 
gen Mitgliedern der Bezirksschwerbehindertenver- 
tretungen der Oberfinanzdirektion Cottbus sowie 
der Zoll- und Verbrauchsteuerabteilungen der Ober- 
finanzdirektionen Hannover und Chemnitz, 

3 . für die Bundesfinanzdirektion West aus den bisheri- 
gen Mitgliedern der Bezirksschwerbehindertenver- 
tretung der Oberfinanzdirektion Köln, 

4. für die Bundesfinanzdirektion Südwest aus den 
bisherigen Mitgliedern der Bezirksschwerbehinder- 
tenvertretungen der Zoll- und Verbrauchsteuerab- 
teilungen der Oberfinanzdirektionen Karlsruhe und 
Koblenz, 


5. für die Bundesfinanzdirektion Südost aus den bis- 
herigen Mitgliedern der Bezirksschwerbehinderten- 
vertretung der Oberfinanzdirektion Nürnberg. 

Soweit Belange von Hauptzollämtem berührt sind, de- 
ren örtliche Schwerbehindertenvertretung nach Satz 1 
der Übergangsschwerbehindertenvertretung einer ande- 
ren Bundesfinanzdirektion zugeordnet ist als derje- 
nigen, der sie nach Neuzuschnitt der Bezirke der Bun- 
desfinanzdirektionen an sich angehören würden, ist ein 
Vertreter oder eine Vertreterin der betroffenen örtlichen 
Schwerbehindertenvertretung Mitglied der in ihrem 
Bezirk zuständigen Übergangsschwerbehindertenver- 
tretung. 

(4 ) Die Aufgaben der Vertrauensperson der Übergangs- 
schwerbehindertenvertretungen werden von den Ver- 
trauenspersonen der bisherigen Schwerbehindertenver- 
tretungen wahrgenommen. Kommen mehrere Vertrau- 
enspersonen in Betracht, so nehmen sie diese Funktion 
gemeinsam wahr. 

§26 

Übergangsregelung 

Gleichstellungsbeauftragte 

(1 ) Die Wahl der Gleichstellungsbeauftragten erfolgt 
spätestens bis zum 31. Mai 2008. 

(2) Die bisherigen Gleichstellungsbeauftragten der 
Zoll- und Verbrauchsteuerabteilungen der Oberfinanz- 
direktionen nehmen bis zur Neuwahl das Übergangs- 
mandat bei den Bundesfinanzdirektionen wahr, zu denen 
sie nach § 23 Abs. 1 übergeleitet wurden. Kommen da- 
nach mehrere Gleichstellungsbeauftragte für eine Bun- 
desfinanzdirektion in Betracht, so nehmen diese das 
Übergangsmandat gemeinsam wahr.“ 

Artikel 2 

Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

Die Anlage I Bundesbesoldungsordnungen A und B des 
Bundesbesoldungsgesetzes in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 6. August 2002 (BGBl. 1 S. 3020), das zuletzt 
durch Artikel 4 Abs. 1 des Gesetzes vom 17. Dezember 
2006 (BGBl. I S. 3171) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1 . ln der Besoldungsgruppe A 1 6 werden die Amtsbezeich- 
nung „Finanzpräsident“ und der Fußnotenhinweis „7)“ 
gestrichen. 

2. ln der Besoldungsgruppe B 2 werden 

a) nach den Amtsbezeichnungen „Abteilungsdirektor, 
Abteilungspräsident“ und dem Zusatz „— als Leiter 
einer großen und bedeutenden Abteilung bei einer 
Mittel- oder Oberbehörde des Bundes oder eines 
Landes, 5) bei einer sonstigen Dienststelle oder Ein- 
richtung, wenn deren Leiter mindestens in Besol- 
dungsgruppe B 5 eingestuft ist — “ der Zusatz als 
Leiter einer großen und bedeutsamen Gruppe bei 
einer Oberfinanzdirektion, sofern er für seine und 
mindestens eine weitere Gruppe Vertreter des Finanz- 
präsidenten ist — “ gestrichen, 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-9- 


Drucksache 16/6560 


b) die Amtsbezeichnung „Finanzpräsident“ und der 
Fußnotenhinweis „9)“ gestrichen und 

c) die Fußnote „9)“ aufgehoben. 

3. In der Besoldungsgruppe B 3 werden 

a) vor der Amtsbezeichnung „Abteilungsdirektor bei 

der Deutschen Rentenversicherung Bund“ die Amts- 
bezeichnung „Abteilungsdirektor“ und die Zusätze 
„— als der ständige Vertreter des Präsidenten des 
Bildungs- und Wissenschaftszentrums der Bundes- 
fmanzverwaltung — “ und als der ständige Vertreter 

des Präsidenten einer Bundesfinanzdirektion — “ ein- 
gefügt, 

b) die Amtsbezeichnung „Direktor des Bildungszen- 
trums der Bundesfinanzverwaltung“ gestrichen, 

c) die Amtsbezeichnung „Finanzpräsident“ und der 
Fußnotenhinweis „7 )“ gestrichen und 

d) in der Fußnote 7) der erste Halbsatz „Als Vertreter ei- 
nes Oberfinanzpräsidenten in Besoldungsgruppe B 6 
oder B 7;“ gestrichen und der Anfangsbuchstabe des 
nachfolgenden Wortes „soweit“ groß geschrieben. 

4. In der Besoldungsgruppe B 5 werden 

a) die Amtsbezeichnung „Oberfinanzpräsident“ und der 
Fußnotenhinweis „6)“ gestrichen und 

b) die Fußnote 6) aufgehoben. 

5. In der Besoldungsgruppe B 6 werden 

a) die Amtsbezeichnung „Oberfinanzpräsident“ und der 
Fußnotenhinweis „13)“ gestrichen, 

b) die Fußnote 13) aufgehoben, 

c) nach der Amtsbezeichnung „Präsident der Bundes- 
zentrale für politische Bildung“ die Amtsbezeich- 
nung „Präsident des Bildungs- und Wissenschafts- 
zentrums der Bundesfinanzverwaltung“ eingefügt 
und 

d) nach der Amtsbezeichnung „Präsident des Zollkri- 
minalamtes“ die Amtsbezeichnung „Präsident einer 
Bundesfinanzdirektion“ eingefügt. 

6. In der Besoldungsgruppe B 7 werden 

a) die Amtsbezeichnung „Oberfinanzpräsident“ und der 
Fußnotenhinweis „3)“ gestrichen und 

b) die Fußnote 3) aufgehoben. 


Artikel 3 

Änderung des Bundespolizeigesetzes 

In § 61 Abs. 2 des Bundespolizeigesetzes vom 19. Okto- 
ber 1994 (BGBl. 1 S. 2978), das zuletzt durch Artikel 8 der 
Verordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2407) geän- 
dert worden ist, werden die Wörter „der Oberfinanzdirek- 
tion“ durch die Wörter „dem Hauptzollamt“ ersetzt. 


Artikel 4 

Änderung des Zollfahndungsdienstgesetzes 

Das Zollfahndungsdienstgesetz vom 16. August 2002 
(BGBl. I S. 3202), zuletzt geändert durch Artikel 114 der 
Verordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2407), wird 
wie folgt geändert: 

1 . § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 . 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Aufgaben des Zollkriminalamtes aus den Be- 
reichen Organisation, Personal und Haushalt kann 
das Bundesministerium der Finanzen auf die Bundes- 
finanzdirektionen übertragen.“ 

2. Dem § 6 wird folgender Satz angefügt: 

„Im Übrigen gilt § 8 Abs. 3 Satz 2 und 3 des Finanzver- 
waltungsgesetzes entsprechend.“ 

Artikel 5 

Änderung der Abgabenordnung 

Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866, 2003 I S. 61), zuletzt 
geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 13. Dezember 
2006 (BGBl. I S. 2878), wird wie folgt geändert: 

1 . In § 6 Abs. 2 Nr. 4 werden vor dem Wort „die“ die Wör- 
ter „die Bundesfinanzdirektionen“ und anschließend ein 
Komma eingefügt. 

2. § 244 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 6 werden die Wörter „Oberfinanz- 
direktion Nürnberg“ durch die Wörter „Bundes- 
finanzdirektion Nord“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1, 2 und 3 zweiter Halbsatz wird je- 
weils das Wort „Oberfinanzdirektion“ durch das Wort 
„Bundesfinanzdirektion“ ersetzt. 

Artikel 6 

Änderung des EG-Beitreibungsgesetzes 

In § 2 Abs. 2 Satz 1 des EG-Beitreibungsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 3. Mai 2003 (BGBl. 1 
S. 654), das zuletzt durch Artikel 4 Abs. 23 des Gesetzes 
vom 22. September 2005 (BGBl. I S. 2809) geändert wor- 
den ist, werden die Wörter „gemäß § 8 Abs. 4 Satz 2 des 
Finanzverwaltungsgesetzes“ durch die Wörter „nach § 8 
Abs. 3 Satz 4 des Finanzverwaltungsgesetzes“ ersetzt. 

Artikel 7 

Änderung des Gesetzes 
über das Branntweinmonopol 

In § 51a Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 612-7, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, das zuletzt durch Artikel 120 der Verordnung vom 
31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2407) geändert worden ist, 
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werden jeweils die Wörter „die Oberfinanzdirektion“ durch 
die Wörter „das Hauptzollamt“ sowie in Absatz 3 das Wort 
„Beschluß“ durch das Wort „Beschluss“ ersetzt. 

Artikel 8 

Änderung des Zollverwaltungsgesetzes 

Das Zollverwaltungsgesetz vom 21. Dezember 1992 
(BGBl. 1 S. 2125, 1993 I S. 2493), zuletzt geändert durch 
Artikel 8 des Gesetzes vom 5. Januar 2007 (BGBl. I S. 2), 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 3 Abs. 2 Satz 2 werden die Wörter „die zuständige 
Oberfmanzdirektion“ durch die Wörter „das zuständige 
Hauptzollamt“ ersetzt. 

2. In § 14 Abs. 3 Satz 2 werden die Wörter „Ermächtigun- 
gen durch Rechtsverordnung auf die Oberfmanzdirek- 
tionen“ durch die Wörter „Ermächtigung durch Rechts- 
verordnung auf die Hauptzollämter“ ersetzt. 

Artikel 9 

Änderung der Bundeshaushaltsordnung 

§ 79 Abs. 3 der Bundeshaushaltsordnung vom 19. Au- 
gust 1969 (BGBl. 1 S. 1284), die zuletzt durch Artikel 15 
des Gesetzes vom 14. August 2006 (BGBl. 1 S. 1911), ge- 
ändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„(3) Die Bundeskassen sind bei den Bundesfinanzdirek- 
tionen zu errichten.“ 

Artikel 10 

Änderung des Außenwirtschaftsgesetzes 

Das Außenwirtschaftsgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 26. Juni 2006 (BGBl. I S. 1386), geändert 
durch Verordnung vom 18. Dezember 2006 (BAnz. 
S. 7462), wird wie folgt geändert: 

1. In § 37 Abs. 1 werden 

a) die Wörter „und die Verwaltungsbehörde können“ 
durch das Wort „kann“ ersetzt und 

b) der Punkt am Ende des Satzes durch ein Komma er- 
setzt und anschließend folgender zweiter Halbsatz 
angefugt: 

„die Verwaltungsbehörde auch durch ein anderes 
Hauptzollamt oder die Zollfahndungsämter.“ 

2. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 werden die Wörter „die Oberfmanz- 
direktion als Bundesbehörde“ durch die Wörter 
„das Hauptzollamt“ ersetzt. 

bb) ln Satz 2 werden die Wörter „der Oberfmanz- 
direktion“ durch die Wörter „des Hauptzollamts“ 
ersetzt. 

b) Absatz 4 wird aufgehoben. 


3. ln § 44 Abs. 1 werden 

a) in Satz 1 die Wörter „Die Verwaltungsbehörde“ 
durch die Wörter „Das Hauptzollamt“ und 

b) in Satz 3 die Wörter „Die Verwaltungsbehörde“ 
durch die Wörter „Das Hauptzollamt“ 

ersetzt. 

Artikel 11 

Änderung des Gesetzes zur Durchführung 
der Gemeinsamen Marktorganisationen 
und der Direktzahlungen 

Das Gesetz zur Durchführung der Gemeinsamen Markt- 
organisationen und der Direktzahlungen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 24. Juni 2005 (BGBl. I S. 1847), zu- 
letzt geändert durch Artikel 34 des Gesetzes vom 13. April 
2006 (BGBl. I S. 855), wird wie folgt geändert: 

1. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „die Verwal- 
tungsbehörde (§ 38 Abs. 3)“ durch die Wörter „die 
Bundesfinanzdirektion“ ersetzt. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz la angefügt: 

„(la) Das Bundesministerium der Finanzen kann 
durch Rechts Verordnung im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium die Prüfungsrechte der Bundes- 
finanzdirektion nach Absatz 1 ganz oder teilweise auf 
das Hauptzollamt übertragen.“ 

2. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 3 werden 

aa) in Satz 1 die Wörter „die Oberfmanzdirektion als 
Bundesbehörde“ durch die Wörter „das Haupt- 
zollamt“ und 

bb) in Satz 2 die Wörter „der Oberfmanzdirektion“ 
durch die Wörter „des Hauptzollamts“ 

ersetzt. 

b) Absatz 4 wird aufgehoben. 

Artikel 12 

Anpassung sonstigen Bundesrechts 

(1) ln § 142a Abs. 6 des Patentgesetzes in der vom Bun- 
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 420-1, veröf- 
fentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 21. Juni 2006 (BGBl. I S. 13 18, 2737) ge- 
ändert worden ist, wird das Wort „Oberfmanzdirektion“ 
durch das Wort „Bundesfinanzdirektion“ ersetzt. 

(2) In § 25a Abs. 6 des Gebrauchsmustergesetzes in der 
vom Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 421-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Arti- 
kel 4 des Gesetzes vom 21. Juni 2006 (BGBl. 1 S. 1318) ge- 
ändert worden ist, wird das Wort „Oberfmanzdirektion“ 
durch das Wort „Bundesfinanzdirektion“ ersetzt. 

(3) In § 148 Abs. 1 des Gesetzes über den Schutz von 
Marken und sonstigen Kennzeichen (Markengesetz) vom 
25. Oktober 1994 (BGBl. I S. 3082), das zuletzt durch Arti- 
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kel 107 der Verordnung vom 11. Oktober 2006 (BGBl. 1 
S. 2407) geändert worden ist, wird das Wort „Oberfinanz- 
direktion“ durch das Wort „Bundesfinanzdirektion“ ersetzt. 

(4) In § 111b Abs. 6 des Gesetzes über Urheberrecht und 
verwandte Schutzrechte (Urheberrechtsgesetz) vom 9. Sep- 
tember 1965 (BGBl. I S. 1273), das zuletzt durch Gesetz 
vom 10. November 2006 (BGBl. I S. 2587) geändert wor- 
den ist, wird das Wort „Oberfinanzdirektion“ durch das 
Wort „Bundesfinanzdirektion“ ersetzt. 

(5) In § 57 Abs. 1 des Gesetzes über den rechtlichen 
Schutz von Mustern und Modellen (Geschmacksmusterge- 
setz) vom 12. März 2004 (BGBl. I S. 390), das zuletzt durch 
Artikel 7 des Gesetzes vom 21. Juni 2006 (BGBl. IS. 1318) 
geändert worden ist, wird das Wort „Oberfinanzdirektion“ 
durch das Wort „Bundesfinanzdirektion“ ersetzt. 

(6) In § 40a Abs. 6 des Sortenschutzgesetzes vom 1 1 . De- 
zember 1985 (BGBl. IS. 2170), das zuletzt durch Artikel 193 
der Verordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBl. 1 S. 2407) 
geändert worden ist, wird das Wort „Oberfinanzdirektion“ 
durch das Wort „Bundesfinanzdirektion“ ersetzt. 


Artikel 13 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2008 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

1. Zielsetzung und wesentlicher Inhalt des 
Gesetzesentwurfs 

Die gesellschaftlichen, politischen und wirtschaftlichen 
Entwicklungen - insbesondere im Rahmen der Entwicklung 
des EU-Binnenmarktes seit dem Jahr 1993 und der Beitritte 
neuer Mitgliedstaaten - haben in der Zollverwaltung zu ei- 
ner Veränderung der Aufgabenschwerpunkte geführt. Dies 
gilt vor allem für die Aufgaben im Bereich der Steuerauf- 
sicht und der Sicherung der Sozialsysteme. Die dynamische 
Aufgabenentwicklung geht einher mit einer ständigen Ver- 
knappung der einsetzbaren Ressourcen. Daraus folgt die 
Notwendigkeit, Prozesse und Strukturen kontinuierlich an- 
zupassen und fortzuentwickeln. Ziel ist, durch eine wirksam 
aufeinander abgestimmte Aufgabenwahmehmung die Si- 
cherung der Staatseinnahmen und der Sozialsysteme sowie 
die Sicherheit für Staat und Bürger und Bürgerinnen als we- 
sentliche Aufgaben der Zollverwaltung zu gewährleisten. 

Die Strukturentwicklung Zoll wurde im Jahr 2000 begonnen 
und mit dem Projekt „Fortschreibung der Strukturentwick- 
lung Zoll“ im April 2005 fortgeführt. Wesentliche Ziele des 
Projekts sind, die Eigenverantwortung der Beschäftigten zu 
stärken, die Arbeitsergebnisse zu verbessern, den Ressour- 
ceneinsatz wirtschaftlicher zu gestalten und die Verwal- 
tungsabläufe zu beschleunigen. 

Nach den Ergebnissen des Grobkonzepts zum Projekt „Fort- 
schreibung der Strukturentwicklung Zoll“ sollen unter ande- 
rem 

• auf der Ortsebene die operativen Aufgaben konzentriert 
und die Sachgebiete der Hauptzollämter neu strukturiert 
werden und 

• auf der Mittelebene die Oberfinanzdirektionen Cottbus, 
Hamburg, Köln und Nürnberg mit ihren Zoll- und Ver- 
brauchsteuerabteilungen und der Abteilung Finanzkon- 
trolle Schwarzarbeit sowie die Zoll- und Verbrauchsteu- 
erabteilungen bei den Oberfinanzdirektionen Chemnitz, 
Hannover, Karlsruhe und Koblenz aufgelöst werden; zu- 
gleich werden Bundesfmanzdirektionen mit den Abtei- 
lungen „Zentrale Facheinheit“ und „Rechts- und Fach- 
aufsicht“ errichtet. 

Durch die Konzentration der operativen Aufgaben auf der 
Ortsebene und die Bündelung bestimmter Fachaufgaben auf 
der Mittelebene sollen die Wirtschaftlichkeit und Effektivi- 
tät der Zollverwaltung verbessert werden. Gleichzeitig wird 
der Veränderung der Aufgabenschwerpunkte in der Zollver- 
waltung Rechnung getragen. Auf der Mittelebene verbleibt 
im Wesentlichen die Umsetzung der strategischen Ziele so- 
wie die Steuerung und Koordinierung des Aufgabenvoll- 
zugs im Bezirk. Dies hat eine Reduzierung der Anzahl der 
Mittelbehörden zur Folge. 

Der Gesetzentwurf hat folgende Schwerpunkte: 

a) Einrichtung von Bundesfmanzdirektionen als neue Mit- 
telbehörden der Bundesfinanzverwaltung neben dem Zoll- 
kriminalamt, 


b) damit einhergehend die Anpassung der Bestimmungen 
über Bezirk und Sitz, Aufgaben und Gliederung sowie 
Leitung der neuen Bundesfinanzdirektionen und der als 
reine Landesbehörden verbleibenden Oberfinanzdirek- 
tionen, 

c) Normierung fachlicher Weisungsrechte zwischen den 
Bundesfinanzdirektionen und dem Zollkriminalamt, 

d) die Verlagerung operativer Aufgaben von den Mittel- auf 
die Ortsbehörden der Bundesfinanzverwaltung und 

e) statusrechtliche Folgeänderungen. 

2. Gesetzgebungskompetenz 

Die ausschließliche Gesetzgebungskompetenz des Bundes 
für den Bereich der Bundesfinanzverwaltung ergibt sich aus 
Artikel 108 Abs. 1 Satz 2 GG, der den Aufbau der Bundes- 
finanzbehörden einer bundesgesetzlichen Regelung unter- 
stellt. Artikel 108 Abs. 2 Satz 2 GG räumt dem Bund fakul- 
tativ die Gesetzgebungskompetenz für den Aufbau der Lan- 
desfinanzbehörden ein, die nicht an die Voraussetzungen 
des Artikels 72 Abs. 2 GG gebunden ist. 

3. Kosten 

Dieses Gesetz ist Teil der Umsetzung des Grobkonzeptes 
des Projekts „Fortschreibung der Strukturentwicklung Zoll“. 
Die geplanten Maßnahmen ennöglichen eine Optimierung 
der Arbeitsprozesse. Bei der Umsetzung ist zunächst mit 
weiteren Kosten bei den Hauptzoll- und Zollfahndungs- 
ämtem zu rechnen. Die Straffung der Mittelebene und die 
weitgehende Integration von Sonderstrukturen in die Abtei- 
lungen „Zentrale Facheinheit“ der Bundesfinanzdirektionen 
und in die Ortsbehörden fuhren jedoch zu einer Reduzie- 
rung der Kosten bei den Bundesfmanzdirektionen. Daher 
wird insgesamt mittel- bis langfristig mit Kosteneinsparun- 
gen gerechnet. 

Durch die Einrichtung der Bundesfmanzdirektionen ergibt 
sich insbesondere kein Mehrbedarf an Planstellen/Stellen. 
Die Straffung der Mittelebene und die gleichzeitige Ab- 
schichtung von operativen Aufgaben auf die Ortsebene 
fuhren zu einer Personalumschichtung. 

Sonstige Kosten entstehen nicht. 


B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Finanzverwaltungs- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 1) 

Zu Buchstabe a (Nummer 3) 

Als neue Mittelbehörden der Bundesfinanzverwaltung wer- 
den anstelle von Oberfinanzdirektionen Bundesfmanzdirek- 
tionen errichtet. 
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Zu Buchstabe b (Nummer 4) 

Die Zollkommissariate werden als eigenständige Dienststel- 
len aufgelöst und in die Hauptzollämter integriert. 

Zu Nummer 2 (§ 2a Abs. 2 Satz 1) 

Auch nach der Neuordnung der Mittelbehörden in der Bun- 
desfinanzverwaltung bleiben optional der zweistufige Auf- 
bau der Finanzverwaltung von Bund und Ländern sowie die 
Übertragung von Aufgaben auf andere Finanzbehörden 
möglich. Die Regelung vollzieht insoweit lediglich die 
Trennung von den heutigen Oberfinanzdirektionen in Bun- 
desfmanzdirektionen als Mittelbehörden der Bundesfinanz- 
verwaltung und Oberfinanzdirektionen als Mittelbehörden 
der Landesfmanzverwaltung nach. 

Zu Nummer 3 (§ 6 Abs. 3) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung, die auf der 
Einfügung des § 9a in das FVG beruht. 

Zu Nummer 4 (§ 7) 

Bundesaufgaben werden künftig von den Bundesfinanzdi- 
rektionen wahrgenommen; die Oberfinanzdirektionen neh- 
men nur noch Landesaufgaben wahr. Deshalb bestimmt § 7, 
dass der Bezirk und der Sitz der Bundesfinanzdirektionen 
vom Bundesministerium der Finanzen festgelegt werden 
und der Bezirk und Sitz der Oberfinanzdirektionen von der 
jeweils zuständigen obersten Landesbehörde festgelegt wer- 
den. 

Zu Nummer 5 (§ 8 ) 

§ 8 regelt die Aufgaben und Gliederung der Bundesfinanz- 
direktion. 

Zu Absatz 1 

Grundsätzlich leitet die Bundesfinanzdirektion die Bundes- 
finanzverwaltung in ihrem Bezirk mit Ausnahme des Zoll- 
fahndungsdienstes. Durch den Verweis auf § 1 Abs. 2 des 
Zollfahndungsdienstgesetzes besteht jedoch die Möglich- 
keit, Aufgaben aus den Bereichen Organisation, Personal 
und Haushalt vom Zollkriminalamt auf die Bundesfinanz- 
direktionen zu übertragen. 

Zu Absatz 2 

Das Projekt „Fortschreibung der Strukturentwicklung Zoll“ 
sieht für die künftigen Bundesfinanzdirektionen eine Auf- 
gliederung in eine Abteilung „Zentrale Facheinheit“ und 
eine Abteilung „Rechts- und Fachaufsicht“ vor. Absatz 2 er- 
öffnet darüber hinaus die Möglichkeit, bei den Bundes- 
finanzdirektionen weitere Abteilungen und Organisations- 
einheiten zu bilden. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 gibt die Aufgaben der Bundesfinanzdirektion wie- 
der. Sie leitet in ihrem Bezirk die Durchführung der Aufga- 
ben, für deren Erledigung die Hauptzollämter zuständig 
sind. Daneben können ihr weitere Aufgaben durch Gesetz 
oder im Verwaltungsweg übertragen werden. 


Das Projekt „Fortschreibung der Strukturentwicklung Zoll“ 
sieht vor, dass Rechtsgebiete mit den sachlich und systema- 
tisch dazugehörenden Fachprozessen in sog. Fachpaketen 
zusammengefasst werden. Die Aufgaben der Bundesfinanz- 
direktionen sollen eine bundesweite Zuständigkeit für diese 
Fachpakete umfassen. Satz 2 regelt deshalb, dass den Bun- 
desfinanzdirektionen Aufgaben zur bundesweiten Bearbei- 
tung zugewiesen werden können. Insoweit haben die 
Bundesfinanzdirektionen gegenüber den übrigen Bundes- 
finanzdirektionen und dem Zollkriminalamt ein horizonta- 
les Weisungsrecht. Die Bundesfinanzdirektionen und das 
Zollkriminalamt setzen diese Weisungen gegenüber ihren 
nachgeordneten Behörden um. 

Darüber hinaus soll der für das Fachpaket „Bekämpfung 
von Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung“ zukünftig 
zuständigen Bundesfinanzdirektion für Einzelfälle, in denen 
operative Aufgaben zentral koordiniert und durchgeführt 
werden müssen (z. B. bei bundesweiten branchenbezogenen 
Schwerpunktprüfungen, der Koordinierung bundesweiter 
Ermittlungsverfahren oder sonst in begründeten Einzelfal- 
len), ausnahmsweise ein zusätzliches bezirksübergreifendes 
Weisungsrecht gegenüber den Ortsbehörden eingeräumt 
werden. Dies wird im Verwaltungsweg, z. B. im Rahmen ei- 
ner temporären besonderen Aufbauorganisation, geregelt. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 bildet die Grundlage dafür, dass zur wirtschaft- 
lichen Ausgestaltung der Verwaltung Aufgaben der Bundes- 
finanzdirektionen für einen ganzen Bezirk oder einen Teil 
davon durch Rechtsverordnung auf andere Bundesfinanz- 
direktionen übertragen werden können. 

Die bis zum Inkrafttreten des Gesetzes geltende Regelung, 
wonach sich vor Erlass der Rechtsverordnung das Bundes- 
ministerium der Finanzen und die für die Finanzverwaltung 
zuständige oberste Landesbehörde gegenseitig ins Beneh- 
men zu setzen haben, ist durch die Einrichtung von Bundes- 
finanzdirektionen als reine Bundesbehörden und die als 
reine Landesbehörden verbleibenden Oberfinanzdirektionen 
nicht mehr notwendig. 

Zu Nummer 6 (§ 8a - neu -) 

§ 8a regelt die Aufgaben und Gliederung der Oberfinanzdi- 
rektionen. Die Regelung vollzieht lediglich die Trennung 
von den heutigen Oberfinanzdirektionen in Bundesfinanz- 
direktionen als Mittelbehörden der Bundesfinanzverwaltung 
und Oberfinanzdirektionen als Mittelbehörden der Landes- 
finanzverwaltung nach. 

Zu Nummer 7 (§ 9) 

Die Leitung der Bundesfinanzdirektion obliegt dem Präsi- 
denten oder der Präsidentin der Bundesfinanzdirektion. Ent- 
sprechend der bisherigen Verfahrensweise wird er oder sie 
im Benehmen mit der zuständigen Landesregierung ernannt 
oder entlassen. 

Zu Nummer 8 (§ 9a - neu -) 

Die Leitung der Oberfinanzdirektion obliegt dem Ober- 
finanzpräsidenten oder der Oberfinanzpräsidentin. Entspre- 
chend der bisherigen Verfahrensweise wird er oder sie im 
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Einvernehmen mit der Bundesregierung ernannt und entlas- 
sen. 

Zu Nummer 9 (§ 10) 

Die Regelung vollzieht lediglich die Trennung von den heu- 
tigen Oberfinanzdirektionen in Bundesfinanzdirektionen als 
Mittelbehörden der Bundesfmanzverwaltung und Ober- 
fmanzdirektionen als Mittelbehörden der Landesfinanzver- 
waltung nach. Im Übrigen wurde der Wortlaut sprachlich 
eindeutiger gefasst. 

Zu Nummer 10 (§ 10a - neu -) 

Die Regelung vollzieht lediglich die Trennung von den heu- 
tigen Oberfinanzdirektionen in Bundesfinanzdirektionen als 
Mittelbehörden der Bundesfinanzverwaltung und Ober- 
finanzdirektionen als Mittelbehörden der Landesfinanzver- 
waltung nach. Im Übrigen wurde der Wortlaut sprachlich 
eindeutiger gefasst. 

Zu Nummer 11 (§ 11) 

§ 1 1 wurde ersatzlos gestrichen. Er trug dem Umstand Rech- 
nung, dass die Oberfinanzdirektionen bislang Bundes- und 
Landesbehörden waren. Aufgrund der Trennung der Mittel- 
behörden des Bundes und der Länder ist eine Kostenregelung 
künftig überflüssig. 

Zu Nummer 12 (§ 12 Abs. 2) 

In Absatz 2 wird nunmehr auch die Bekämpfung der 
Schwarzarbeit und der illegalen Beschäftigung als bedeu- 
tende Aufgabe der Hauptzollämter ausdrücklich erwähnt. 

Zu Nummer 13 (Abschnitt VI) 

Die „Sondervorschriften für das Land Berlin“, die bis zum 
Inkrafttreten des Gesetzes in Abschnitt VI geregelt sind, 
sind gegenstandslos und wurden deshalb mit den in den 
§§22 bis 26 enthaltenen Übergangsregelungen aus Anlass 
des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Finanzverwal- 
tungsgesetzes und anderer Gesetze überschrieben. 

Zu §22 

§ 22 stellt eine dienstrechtliche Folgeregelung dar. Sie ent- 
spricht inhaltlich der bis zum Inkrafttreten des Gesetzes gel- 
tenden Regelung des § 9 Abs. 4 FVG für den Fall, dass sich 
der Bund während der Amtszeit eines Oberfinanzprä- 
sidenten bzw. einer Oberfinanzpräsidentin aus einer Ober- 
finanzdirektion zurückzieht und diese Oberfinanzdirektion 
als reine Landesbehörde verbleibt. 

Absatz 1 Satz 1 regelt, dass für die Oberfinanzpräsidenten 
bzw. Oberfinanzpräsidentinnen der Oberfinanzdirektionen 
Chemnitz, Hannover, Karlsruhe und Koblenz das Doppel- 
beamtenverhältnis mit Inkrafttreten dieses Gesetzes endet. 
Dabei handelt es sich um diejenigen Oberfinanzdirektionen, 
die bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes sowohl aus einer 
Bundesabteilung als auch aus einer oder mehreren Landes- 
abteilungen bestehen. Da diese Oberfinanzdirektionen nach 
Inkrafttreten des Gesetzes als Landesbehörden verbleiben, 
wird der Oberfinanzpräsident bzw. die Oberfinanzpräsiden- 
tin Landesbeamter bzw. Landesbeamtin. 


Hinsichtlich der Verteilung der künftigen Versorgungslasten 
trifft Absatz 1 Satz 2 eine Beteiligungsregelung für den ab- 
gebenden Dienstherm. Auf § 107b des Beamtenversor- 
gungsgesetzes wird verwiesen. 

Absatz 2 stellt klar, dass für die übrigen Oberfinanzprä- 
sidenten bzw. Oberfinanzpräsidentinnen die Regelung der 
Verteilung der Versorgungslasten des Absatzes 1 entspre- 
chend gilt. 

Zu §23 

§ 23 bestimmt, dass die Bundesbeamten und -beamtinnen 
sowie die Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen des Bun- 
des, die bei den aufzulösenden Oberfinanzdirektionen bzw. 
deren aufzulösenden Zoll- und Verbrauchsteuerabteilungen 
beschäftigt sind, ab dem 1. Januar 2008 Beschäftigte der 
neu errichteten Bundesfinanzdirektionen sind. Von dieser 
Regelung erfasst werden alle Verwaltungsangehörigen des 
Bundes bei den Oberfinanzdirektionen, d. h. auch der Perso- 
nenkreis der Bundeskassen, der Servicecenter, der Zolltech- 
nischen Prüfungs- und Lehranstalten und der Zolllehranstal- 
ten sowie der Zollhundeschulen. 

Die Zuordnung zu den einzelnen Bundesfinanzdirektionen 
ergibt sich aus Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 5. Die Funktion der 
Dienstvorgesetzten und des Arbeitgebers wird dann von der 
jeweiligen Bundesfinanzdirektion wahrgenommen. Sämtli- 
che Verwaltungsangehörige des Bundes bei den bisherigen 
Oberfinanzdirektionen bzw. deren Zoll- und Verbrauchsteu- 
erabteilungen, die nicht bis zum Ablauf des 31. Dezember 
2007 aus dem Beamten- oder dem Arbeitsverhältnis ausge- 
schieden sind, sind somit ab 1 . Januar 2008 Verwaltungsan- 
gehörige bei den jeweiligen Bundesfinanzdirektionen, ohne 
dass ihre Rechtsstellung davon berührt wird. Das betrifft 
auch befristete Arbeitsverhältnisse. 

Die Zuordnung zur Bundesfinanzdirektion erfasst auch den 
Aufgabenbereich, mit dem der oder die Verwaltungsange- 
hörige zuletzt bei der Oberfinanzdirektion betraut worden 
ist. Diese Zuordnungen sind jedoch nicht unabänderlich und 
nicht auf Dauer gesetzlich festgeschrieben, da dies im Wi- 
derspruch zu der durch die Strukturreform bedingten fach- 
lichen Neuausrichtung der Bundesfinanzdirektionen steht. 
Für diese Beschäftigten gelten die Rechte und Pflichten fort, 
die sich aus dem Gesetz und/oder dem Tarifvertrag ergeben, 
auch wenn es um die dienstliche Verwendung geht. 

Für die Auszubildenden bei den Oberfinanzdirektionen 
gelten gemäß Absatz 1 Satz 2 die Ausführungen zu Satz 1 
entsprechend. Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Gesetzes bestehenden Ausbildungsverträge der jeweiligen 
Oberfinanzdirektionen werden von den betreffenden Bun- 
desfinanzdirektionen nach den bisher geltenden Vorschrif- 
ten fortgeführt. 

Absatz 1 Satz 3 verweist auf § 22 Abs. 1 Satz 1, wonach für 
die Oberfinanzpräsidenten und Oberfinanzpräsidentinnen 
der Oberfinanzdirektionen Chemnitz, Hannover, Karlsruhe 
und Koblenz das Beamtenverhältnis zur Bundesrepublik 
Deutschland mit Ablauf des 3 1 . Dezember 2007 endet. Die 
Regelungen nach Absatz 1 Satz 1 finden insoweit für diesen 
Personenkreis keine Anwendung. 

Absatz 2 ist eine Übergangsregelung zu Artikel 2 Nr. 5 
Buchstabe d. Danach erhält ein Oberfinanzpräsident bzw. 
eine Oberfinanzpräsidentin in seiner/ihrer zukünftigen Ver- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-15- 


Drucksache 16/6560 


Wendung als Präsident oder Präsidentin einer Bundes- 
finanzdirektion unverändert Bezüge aus der Besoldungs- 
gruppe B 7. 

Zu den §§ 24 bis 26 

Die Übergangsregelungen für die Personalvertretungen, die 
Schwerbehindertenvertretungen und die Gleichstellungsbe- 
auftragten vermeiden vertretungsrechtliche Lücken. Die 
Aufgaben der Interessenvertretungen und Gleichstellungs- 
beauftragten sollen bis zu entsprechenden Neuwahlen von 
den in den §§24 bis 26 bestimmten Übergangsvertretungen 
wahrgenommen werden. 


Zu Artikel 2 (Änderung der Anlage I Bundesbesol- 
dungsordnungen A und B des Bundes- 
besoldungsgesetzes) 

Zu Nummer 1 (Besoldungsgruppe A 16) 

Mit der Einrichtung der Bundesfinanzdirektionen und damit 
verbundener Auflösung der Bundesabteilungen bei den 
Oberfinanzdirektionen entfällt die Amtsbezeichnung des Fi- 
nanzpräsidenten in der Besoldungsgruppe A 16 einschließ- 
lich des entsprechenden Fußnotenhinweises. Die Fußnote 
selber wurde nicht aufgehoben, da sie auch für andere Äm- 
ter in der Besoldungsgruppe A 1 6 gilt. 

Zu Nummer 2 (Besoldungsgruppe B 2) 

Zu Buchstabe a 

Mit der Streichung der Amtsbezeichnung „Finanzpräsident“ 
in den Besoldungsordnungen A und B wird der Funktions- 
zusatz gegenstandslos. 

Zu den Buchstaben b und c 

Mit der Einrichtung der Bundesfinanzdirektionen und der 
damit verbundenen Auflösung der Bundesabteilungen bei 
den Oberfinanzdirektionen entfällt die Amtsbezeichnung 
des Finanzpräsidenten in der Besoldungsgruppe B 2 ein- 
schließlich des entsprechenden Fußnotenhinweises und der 
Fußnote. 

Zu Nummer 3 (Besoldungsgruppe B 3) 

Zu Buchstabe a 

Der „Abteilungsdirektor“ beim Bildungs- und Wissen- 
schaftszentrum der Bundesfinanzverwaltung, der zugleich 
ständiger Vertreter des Präsidenten des Bildungs- und Wis- 
senschaftszentrums der Bundesfinanzverwaltung ist, wird in 
die Besoldungsgruppe B 3 eingestuft. Die Aufgabenbreite 
des neuen Bildungs- und Wissenschaftszentrums der Bun- 
desfinanzverwaltung und die damit verbundene Personal- 
verantwortung werden in der Begründung zu Nummer 5 
Buchstabe c (Besoldungsgruppe B 6) dargelegt. 

Der Abteilungsdirektor bei einer Bundesfmanzdirektion, 
der zugleich ständiger Vertreter des Präsidenten einer Bun- 
desfmanzdirektion ist, wird in die Besoldungsgruppe B 3 
eingestuft. Der Zuständigkeitsbereich der Bundesfmanzdi- 
rektion wird in der Begründung zu Nummer 5 Buchstabe d 
(Besoldungsgruppe B 6) beschrieben. 


Zu Buchstabe b 

Mit der Einordnung des Leiters des Bildungs- und Wissen- 
schaftszentrums der Bundesfinanzverwaltung in die Besol- 
dungsgruppe B 6 entfallt die Amtsbezeichnung „Direktor 
des Bildungszentrums der Bundesfinanzverwaltung“ in der 
Besoldungsgruppe B 3. 

Zu den Buchstaben c und d 

Mit der Einrichtung der Bundesfinanzdirektionen und der 
damit verbundenen Auflösung der Bundesabteilungen bei 
den Oberfinanzdirektionen entfällt die Amtsbezeichnung 
des Finanzpräsidenten in der Besoldungsgruppe B 3 ein- 
schließlich des entsprechenden Fußnotenhinweises. Die 
Fußnote selber wurde nicht vollständig aufgehoben, da sie 
auch für andere Ämter in der Besoldungsgruppe B 3 gilt. 

Zu Nummer 4 (Besoldungsgruppe B 5) 

Mit der Einrichtung der Bundesfinanzdirektionen und der 
damit verbundenen Auflösung der Bundesabteilungen bei 
den Oberfinanzdirektionen entfällt die Amtsbezeichnung 
des Oberfinanzpräsidenten in der Besoldungsgruppe B 5 
einschließlich des entsprechenden Fußnotenhinweises und 
der Fußnote. 

Zu Nummer 5 (Besoldungsgruppe B 6) 

Zu den Buchstaben a und b 

Mit der Einrichtung der Bundesfinanzdirektionen und der 
damit verbundenen Auflösung der Bundesabteilungen bei 
den Oberfinanzdirektionen entfällt die Amtsbezeichnung 
des Oberfinanzpräsidenten in der Besoldungsgruppe B 6 
einschließlich des entsprechenden Fußnotenhinweises und 
der Fußnote. 

Zu Buchstabe c 

Nach dem Grobkonzept zum Projekt „Fortschreibung der 
Strukturentwicklung Zoll“ werden die Bildungseinrichtun- 
gen der Bundesfinanzverwaltung, die Aus- und Fortbil- 
dungsaufgaben für die Zollverwaltung wahmehmen, unter 
Beibehaltung ihrer Standorte unter dem Dach des bisherigen 
Bildungszentrums der Bundesfinanzverwaltung als Bil- 
dungs- und Wissenschaftszentrum der Bundesfinanzverwal- 
tung zusammengeführt. Betroffen sind das Bildungszentrum 
der Bundesfinanzverwaltung mit zwei Außenstellen, fünf 
Zolltechnische Prüfungs- und Lehranstalten, elf Zolllehran- 
stalten sowie zwei Zollhundeschulen. Diese Bildungsein- 
richtungen waren bislang organisatorisch unterschiedlich 
angebunden. Die Eingliederung des Fachbereichs der Fi- 
nanzen der Fachhochschule des Bundes für öffentliche Ver- 
waltung bleibt bestehen. 

Die Aufgabenübertragung im Bereich Aus- und Fortbildung 
auf das Bildungs- und Wissenschaftszentrum führt mit Be- 
ginn der Umsetzungsphase des Projekts „Fortschreibung der 
Strukturentwicklung Zoll“ ab Januar 2008 zu einer erheb- 
lich größeren Aufgaben- und Personalverantwortung als sie 
der bisherige Leiter des Bildungszentrums der Bundes- 
finanzverwaltung innehatte. Infolge der inhaltlichen Neu- 
ausrichtung der Aus- und Fortbildung wird das Bildungs- 
und Wissenschaftszentrum der Bundesfinanzverwaltung 
wesentlich verantwortlich sein für eine qualitätsgerechte 
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und zukunftsorientierte Aufgabenwahmehmung in der ge- 
samten Bundesfinanzverwaltung. Durch die Zusammenfüh- 
rung der Bildungseinrichtungen werden unter anderem ca. 
120 Beschäftigte des höheren Dienstes der Leitung des Bil- 
dungs- und Wissenschaftszentrums unterstellt. Aufgrund 
des Aufgaben- und Personalzuwachses wird der Leiter oder 
die Leiterin des neuen Bildungs- und Wissenschaftszent- 
rums der Bundesfinanzverwaltung in die Besoldungsgruppe 
B 6 eingestuft. 

Zu Buchstabe d 

Bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes bestanden bei acht 
Oberfinanzdirektionen Zoll- und Verbrauchsteuerabtei- 
lungen sowie zusätzlich die Abteilung „Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit“ bei der Oberfmanzdirektion Köln. Nach 
dem Grobkonzept zum Projekt „Fortschreibung der Struk- 
turentwicklung Zoll“ werden fünf Bundesfinanzdirektionen 
als neue Mittelbehörden errichtet. Die Reduzierung auf fünf 
Bundesfinanzdirektionen sowie die fachliche Neuausrich- 
tung der Bundesfinanzdirektionen führt zu einer veränder- 
ten Aufgaben- und Personalverantwortung in zum Teil stark 
vergrößerten Bezirken. 

Der Leiter oder die Leiterin einer Bundesfmanzdirektion 
soll die Amtsbezeichnung „Präsident einer Bundesfmanz- 
direktion“ erhalten. Das Amt wird infolge der künftigen 
Aufgabenzuweisung der Besoldungsgruppe B 6 zugeordnet. 

Zu Nummer 6 (Besoldungsgruppe B 7) 

Mit der Einrichtung der Bundesfinanzdirektionen und der 
damit verbundenen Auflösung der Bundesabteilungen bei 
den Oberfinanzdirektionen entfällt die Amtsbezeichnung 
des Oberfmanzpräsidenten in der Besoldungsgruppe B 7 
einschließlich des entsprechenden Fußnotenhinweises und 
der Fußnote. 


Zu Artikel 3 (Änderung des Bundespolizeigesetzes) 

Das Grobkonzept zum Projekt „Fortschreibung der Struk- 
turentwicklung Zoll“ sieht vor, operative Aufgaben grund- 
sätzlich auf der Ortsebene zu konzentrieren. Die operativen 
Aufgaben, die bisher von den Oberfinanzdirektionen wahr- 
genommen wurden, sind daher künftig von den Hauptzoll- 
ämtem eigenverantwortlich wahrzunehmen. 

Zu Artikel 4 (Änderung des Zollfahndungsdienst- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 1) 

Der neu eingefügte Absatz 2 trägt dem Umstand Rechnung, 
dass Aufgaben aus den Bereichen Organisation, Personal 
und Haushalt vom Zollkriminalamt auf die Bundesfinanz- 
direktionen übertragen werden können. Hierdurch soll ein 
von einer Stelle im Bezirk koordinierter Ressourceneinsatz 
ennöglicht werden. 

Zu Nummer 2 (§ 6 ) 

§ 6 regelte bisher ausschließlich das fachliche Weisungs- 
recht des Zollkriminalamts gegenüber den Zollfahndungs- 
ämtem. Nach dem Grobkonzept zum Projekt „Fortschrei- 


bung der Strukturentwicklung Zoll“ soll dem Zollkriminal- 
amt das Fachpaket „Strafverfolgung“ zur bundesweiten 
Bearbeitung zugewiesen werden. Insoweit erhält das Zoll- 
kriminalamt eine unmittelbare, ausschließlich horizontal 
wahrzunehmende Weisungsbefugnis gegenüber den Bun- 
desfinanzdirektionen, soweit Aufgaben der Hauptzollämter 
betroffen sind. Die Bundesfinanzdirektionen setzen diese 
Weisungen gegenüber ihren nachgeordneten Behörden um. 

Zu Artikel 5 (Änderung der Abgabenordnung) 

Zu Nummer 1 (§ 6 Abs. 2 Nr. 4) 

Die Regelung vollzieht die Trennung von den heutigen 
Oberfinanzdirektionen in Bundesfinanzdirektionen als Mit- 
telbehörden der Bundesfinanzverwaltung und Oberfinanz- 
direktionen als Mittelbehörden der Landesfinanzverwaltung 
nach. 

Zu Nummer 2 (§ 244) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1 Satz 6) 

Für die Entscheidung über die Annahme von Bürgschafts- 
erklärungen über Einzelsicherheiten in Form von Sicher- 
heitstiteln nach der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der 
Kommission vom 2. Juli 1993 mit Durchführungsvorschrif- 
ten zu der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur 
Festlegung des Zollkodexes der Gemeinschaften (ABI. EG 
Nr. L 253 S. 1) und dem Übereinkommen vom 20. Mai 
1987 über ein gemeinsames Versandverfahren (ABI. EG Nr. 
L 226 S. 2) in ihren jeweils gültigen Fassungen ist künftig 
die Bundesfmanzdirektion Nord zuständig. Es handelt sich 
hierbei um eine Aufgabe, die dem Fachpaket „Allgemeines 
Zollrecht“ zuzuordnen ist. Dieses Fachpaket wird der Bun- 
desfmanzdirektion Nord in Hamburg zugewiesen. 

Zu Buchstabe b (Absatz 2 Satz 1, 2 und 3) 

Die Regelung vollzieht die Trennung von den heutigen 
Oberfinanzdirektionen in Bundesfinanzdirektionen als Mit- 
telbehörden der Bundesfinanzverwaltung und Oberfinanz- 
direktionen als Mittelbehörden der Landesfinanzverwaltung 
nach. Die Erteilung der Zulassungen erfolgte bisher aus- 
schließlich durch die Zoll- und Verbrauchsteuerabteilungen 
der Oberfinanzdirektionen. 


Zu Artikel 6 (Änderung des EG-Beitreibungs- 
gesetzes) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung, die auf der 
Änderung des § 8 FVG beruht. 

Zu Artikel 7 (Änderung des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol) 

Das Grobkonzept zum Projekt „Fortschreibung der Struk- 
turentwicklung Zoll“ sieht vor, operative Aufgaben grund- 
sätzlich auf der Ortsebene zu konzentrieren. Die operativen 
Aufgaben, die bisher von den Oberfinanzdirektionen wahr- 
genommen wurden, sind daher künftig von den Hauptzoll- 
ämtem eigenverantwortlich wahrzunehmen. 
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Zu Artikel 8 (Änderung des Zollverwaltungs- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 3 Abs. 2 Satz 2) 

Das Grobkonzept zum Projekt „Fortschreibung der Struk- 
turentwicklung Zoll“ sieht vor, operative Aufgaben grund- 
sätzlich auf der Ortsebene zu konzentrieren. Die operativen 
Aufgaben, die bisher von den Oberfinanzdirektionen wahr- 
genommen wurden, sind daher künftig von den Hauptzoll- 
ämtem eigenverantwortlich wahrzunehmen. 

Zu Nummer 2 (§ 14 Abs. 3 Satz 2) 

Das Grobkonzept zum Projekt „Fortschreibung der Struk- 
turentwicklung Zoll“ sieht vor, operative Aufgaben grund- 
sätzlich auf der Ortsebene zu konzentrieren. Die operativen 
Aufgaben, die bisher von den Oberfinanzdirektionen wahr- 
genommen wurden, sind daher künftig von den Hauptzoll- 
ämtern eigenverantwortlich wahrzunehmen. 


Zu Artikel 9 (Änderung der Bundeshaushalts- 
ordnung) 

Es handelt sich zum einen um eine notwendige redaktio- 
nelle Anpassung an die Änderung der Behördenbenennung 
im FVG. Zum anderen ist die Ermächtigung zur Einrichtung 
von Bundeswehrkassen im Geschäftsbereich des Bundes- 
ministeriums der Verteidigung zu streichen, da sie ins Leere 
läuft. Auf der Grundlage eines Kabinettbeschlusses zur 
Straffung der Kassenorganisation des Bundes wurden die 
von den Bundeswehrkassen wahrgenommenen Aufgaben 
auf die Bundeskassen übertragen. Im Jahr 2005 wurden die 
Bundeswehrkassen aufgelöst. Zukünftig wird die Einrich- 
tung von Bundeswehrkassen nicht mehr erforderlich sein. 


Zu Artikel 10 (Änderung des Außenwirtschafts- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 37 Abs. 1) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung der Übertragung der 
Befugnisse der Verwaltungsbehörde auf die Hauptzollämter. 

Zu Nummer 2 (§ 38) 

Das Grobkonzept zum Projekt „Fortschreibung der Struk- 
turentwicklung Zoll“ sieht vor, operative Aufgaben grund- 
sätzlich auf der Ortsebene zu konzentrieren. Die operativen 
Aufgaben, die bisher von den Oberfinanzdirektionen wahr- 
genommen wurden, sind daher künftig von den Hauptzoll- 
ämtern eigenverantwortlich wahrzunehmen. 

Zu Buchstabe a (Absatz 3) 

Zu Doppelbuchstabe aa (Satz 1) 

Verwaltungsbehörde im Sinne des Außenwirtschaftsgeset- 
zes und des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten ist das Hauptzollamt. 


Zu Doppelbuchstabe bb (Satz 2) 

Es handelt sich um eine notwendige redaktionelle Änderung 
infolge der Festlegung der zuständigen Verwaltungsbehörde 
in Satz 1 . 

Zu Buchstabe b (Absatz 4) 

Der Regelungsgehalt des Absatzes 4 hat sich durch die Fest- 
legung des Hauptzollamts als Verwaltungsbehörde erübrigt. 

Zu Nummer 3 (§ 44 Abs. 1 Satz 1 und 3) 

Das Grobkonzept zum Projekt „Fortschreibung der Struk- 
turentwicklung Zoll“ sieht vor, operative Aufgaben grund- 
sätzlich auf der Ortsebene zu konzentrieren. Die operativen 
Aufgaben, die bisher von den Oberfinanzdirektionen wahr- 
genommen wurden, sind daher künftig von den Hauptzoll- 
ämtem eigenverantwortlich wahrzunehmen. 


Zu Artikel 11 (Änderung des Gesetzes zur Durchfüh- 
rung der Gemeinsamen Marktorganisa- 
tionen und der Direktzahlungen) 

Zu Nummer 1 (§ 33) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1 Satz 1) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu der in Nummer 2 
Buchstabe a Doppelbuchstabe aa vorgesehenen Änderung. 
Sie ist erforderlich, da im Bereich Marktordnungsrecht zu- 
nächst nur die operativen Aufgaben im Bereich des Straf- 
und Bußgeldverfahrens auf die Hauptzollämter verlagert 
werden sollen. Das Recht zu Prüfungen im Bereich des 
Marktordnungsrechts steht derzeit im Bereich der Bundes- 
finanzverwaltung der Oberfinanzdirektion als Bundesbe- 
hörde zu. Aufgrund der Änderung der Behördenbenennung 
im FVG soll dieses Recht der Bundesfinanzdirektion zuste- 
hen. 

Zu Buchstabe b (Absatz la - neu -) 

Eine vollständige Übertragung der operativen Aufgaben auf 
die Hauptzollämter soll zu einem späteren Zeitpunkt mög- 
lich sein. Daher wird das Bundesministerium der Finanzen 
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (kurz „Bun- 
de sministerium“ im Sinne des § 3 Abs. 2) nach Absatz la 
ermächtigt, Prüfungsrechte der Bundesfinanzdirektion nach 
Absatz 1 ganz oder teilweise auf das Hauptzollamt zu über- 
tragen. 

Zu Nummer 2 (§ 38) 

Zu Buchstabe a (Absatz 3) 

Zu Doppelbuchstabe aa (Satz 1) 

Nach den Ergebnissen des Grobkonzepts des Projekts „Fort- 
schreibung der Strukturentwicklung Zoll“ sind zur Optimie- 
rung der Aufgabenerledigung in der Zollverwaltung auf der 
Ebene der Hauptzollämter die Prozess- und Ergebnisverant- 
wortung für die operativen Aufgaben zusammenzuführen. 
Es ist daher sachlich geboten, dass die operativen Aufgaben 
im Straf- und Bußgeldverfahren aus dem Bereich Marktord- 
nungsrecht künftig von den Hauptzollämtem wahrgenom- 
men werden. Das Hauptzollamt wird deshalb als Verwal- 
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tungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten und des MOG benannt. 

Zu Doppelbuchstabe bb (Satz 2) 

Es handelt sich um eine notwendige redaktionelle Änderung 
infolge der Festlegung der Verwaltungsbehörde in Satz 1. 

Zu Buchstabe b (Absatz 4) 

Der Regelungsgehalt des Absatzes 4 hat sich durch Festle- 
gung des Hauptzollamts als Verwaltungsbehörde erübrigt. 

Zu Artikel 12 (Anpassung sonstigen Bundesrechts) 
Zu Absatz 1 (Patentgesetz) 

Notwendige redaktionelle Anpassung an die Änderung der 
Behördenbenennung im FVG. 

Zu Absatz 2 (Gebrauchsmustergesetz) 

Notwendige redaktionelle Anpassung an die Änderung der 
Behördenbenennung im FVG. 


Zu Absatz 3 (Gesetz über den Schutz von Marken und 
sonstigen Kennzeichen) 

Notwendige redaktionelle Anpassung an die Änderung der 
Behördenbenennung im FVG. 

Zu Absatz 4 (Gesetz über Urheberrecht und verwandte 
Schutzrechte) 

Notwendige redaktionelle Anpassung an die Änderung der 
Behördenbenennung im FVG. 

Zu Absatz 5 (Gesetz über den rechtlichen Schutz von Mus- 
tern und Modellen) 

Notwendige redaktionelle Anpassung an die Änderung der 
Behördenbenennung im FVG. 

Zu Absatz 6 (Sortenschutzgesetz) 

Notwendige redaktionelle Anpassung an die Änderung der 
Behördenbenennung im FVG. 

Zu Artikel 13 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 


Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode 


- 19- 


Drucksache 16/6560 


Anlage 2 


Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrats 


Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des o. g. 
Gesetzes auf Bürokratiekosten, die durch Informations- 
pflichten begründet werden, geprüft. 

Der Gesetzentwurf enthält keine Informationspflichten. 

Der Nationale Normenkontrollrat hat daher im Rahmen 
seines gesetzlichen Prüfauftrags keine Bedenken gegen das 
Regelungsvorhaben. 
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Anlage 3 

Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 836. Sitzung am 21. September 
2007 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Zum Gesetzentwurf allgemein 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, zu prüfen, ob 
Artikel 108 Abs. 2 Satz 3 des Grundgesetzes dahinge- 
hend zu ändern ist, dass das Wort „Einvernehmen“ durch 
das Wort „Benehmen“ ersetzt wird. 

Begründung 

Artikel 1 Nr. 8 des vorliegenden Gesetzentwurfs sieht in 
§ 9a (Leitung der Oberfmanzdirektionen) vor, dass der 
Oberfinanzpräsident auf Vorschlag der für die Finanz- 
verwaltung zuständigen obersten Landesbehörde im Ein- 
vernehmen mit der Bundesregierung durch die zustän- 
dige Stelle des Landes ernannt und entlassen werden 
kann. Diese Regelung ist Folge des Artikels 108 Abs. 2 
Satz 3 des Grundgesetzes. 

Soweit jedoch eine Oberfinanzdirektion keine Bundes- 
aufgaben mehr wahmimmt, sind keine Gründe für ein 
Einvernehmen des Bundes mehr gegeben. Eine Einbe- 
ziehung der Bundesregierung in Form eines Benehmens 
ist ausreichend. Daher sollte Artikel 108 Abs. 2 Satz 3 
des Grundgesetzes entsprechend angepasst werden. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 11 (§ 11 FVG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfah- 
ren zu prüfen, ob Artikel 1 Nr. 11 gestrichen werden 
sollte. 

Begründung 

§ 1 1 FVG regelt die finanzielle Auseinandersetzung zwi- 
schen Bund und Ländern hinsichtlich aller Kosten, so- 
weit sie auf die Bundesabteilungen und auf die Bun- 
deskasse entfallen. Die anfallenden Kosten werden im 
laufenden Haushalt in der Regel aus dem Landeshaus- 
halt vorfinanziert und zum Jahresende auf den Landes- 


und Bundeshaushalt aufgeteilt (d. h. dann anteilig vom 
Bund erstattet). Diese Verfahrensweise kommt insbeson- 
dere bei gemeinsamen Grundstücksnutzungen zum Tra- 
gen. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass die betroffenen Lie- 
genschaften in der Regel im Miteigentum eines Landes 
und des Bundes (seit 1. Januar 2005: Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben; grundbuchmäßig insoweit aber 
noch nicht notwendig umgeschrieben) stehen. An diesen 
Eigentumsverhältnissen ändert sich auch nach Auflö- 
sung der Zoll- und Verbrauchsteuerabteilungen nichts. 

Seit 2005 wurden bereits mehrfach Gespräche mit dem 
Bund bzw. der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 
über ein Konzept für die zukünftige Bewirtschaftung der 
Liegenschaften geführt. Dabei bestand zwar grundsätz- 
lich Einvernehmen, dass eine zivilrechtliche Vereinba- 
rung zwischen den Nutzem getroffen werden müsste, die 
die Rahmenbedingungen für die künftige Nutzung der 
Liegenschaften festschreibt und einfache und nachvoll- 
ziehbare Abrechnungsmodalitäten gewährleistet, mit der 
auch auf die in der Praxis häufig auftretenden Verände- 
rungen reagiert werden kann. Eine belastbare schriftli- 
che Vereinbarung ist aber wegen der Komplexität der zu 
berücksichtigenden Detailfragen bis heute nicht zu- 
stande gekommen. Die Bewirtschaftung der Liegen- 
schaften erfolgt nach wie vor auf der Basis der bisheri- 
gen Stmkturen des FVG. 

Mit einer Streichung des § 1 1 FVG entfiele die bisherige 
Grundlage für die Kostenteilung, ohne dass eine sachlich 
gerechtfertigte Anschlussregelung erkennbar ist. Es ist 
damit nicht auszuschließen, dass daraus finanzielle 
Nachteile für die betroffenen Länder erwachsen, zumal 
von hier aus gegenwärtig nicht erkennbar ist, ob und 
wenn ja in welcher Form die ggf. vom Bund zu gege- 
bener Zeit freigemachten Flächen zukünftig genutzt 
werden sollen. 
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